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Christian Loose*) (AfD): Danke, Herr Präsident. – 
Fassen wir die Redebeiträge zusammen: CDU und 
SPD sagen, um das Klima zu schützen, dürfe der 
Bürger an den E-Ladesäulen weiter abgezockt wer-
den. Auch – so höre ich von der CDU – die Schaffung 
von Transparenz, indem wir eine Meldung der nicht 
eichrechtskonformen Ladesäulen verlangen, schade 
anscheinend schon dem Klima, wenn der Bürger 
also weiß, dass er abgezockt wird. 

Alle, auch die SPD, sagen, dass der Betrug bekannt 
ist. Sie sagen, es sei ja kein Geheimnis, dass betro-
gen wird. Deshalb wollen sie das weiter dulden. 

Die FDP sagt jetzt nach viereinhalb Jahren, man 
brauche noch mehr Zeit, um umstellen zu können. 
Bereits zweieinhalb Jahre war sie doch mit ihrem Mi-
nister Herrn Pinkwart in der Verantwortung, der 
ebenfalls schon die Abzocke geduldet hat.  

Frau Neubaur zementiert den Betrug auch noch. Sie 
duldet weiter diese betrügerischen Ladesäulen aktiv, 
und hier zementiert sie damit das Versagen der Re-
gierung. Wer Gesetze nicht umsetzt und durchsetzt, 
der schadet dem Rechtsstaat und der Demokratie. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit 
sind wir am Schluss der Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellende 
Fraktion der AfD hat direkte Abstimmung beantragt. 
Wir kommen somit zur Abstimmung über den Inhalt 
des Antrages Drucksache 18/7209. Wer stimmt die-
sem Antrag zu? – Das sind die Fraktion der AfD und 
der fraktionslose Abgeordnete Blex. Wer lehnt die-
sen Antrag ab? – Das sind die Fraktionen von FDP, 
CDU, Grünen und SPD. Gibt es Enthaltungen? – Das 
ist nicht der Fall. Somit ist dieser Antrag Drucksa-
che 18/7209 abgelehnt. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 

6 Gesetz zur Modernisierung des Gesetzes über 
die NRW.BANK und der Gesetze berufsständi-
scher Versorgungswerke 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/5349 

Beschlussempfehlung 
des Haushalts- und 
Finanzausschusses 
Drucksache 18/7232 

zweite Lesung 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/7397 

Änderungsanträge 
der Fraktion der FDP 
Drucksachen 18/7409 bis 7412 

Ich eröffne die Aussprache. Beginnen wird der Kol-
lege Raphael Tigges für die Fraktion der CDU. Bitte 
sehr. 

Raphael Tigges (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die NRW.BANK ist 
die Förderbank unseres Bundeslandes Nordrhein-
Westfalen. Unsere landeseigene Bank steht für die 
Förderung von Fortschritt und Entwicklung in Nord-
rhein-Westfalen, hin zu einer ökologisch und sozial 
nachhaltigen, digital und strukturell modernisierten 
Wirtschaft und Gesellschaft. 

Im Auftrag des Landes unterstützt sie die Menschen, 
Unternehmen und Kommunen in Nordrhein-Westfa-
len. Sie hat den staatlichen Auftrag, das Land und 
seine kommunalen Körperschaften bei der Erfüllung 
ihrer öffentlichen Aufgaben, insbesondere in den Be-
reichen der Struktur-, Wirtschafts-, Sozial- und 
Wohnraumpolitik, zu unterstützen und dabei Förder-
maßnahmen im Einklang mit den Beihilfevorschriften 
der Europäischen Gemeinschaft durchzuführen und 
zu verwalten.  

Auf die NRW.BANK ist bei besonderen Ereignissen 
und Notlagen, wie beispielsweise der Coronapande-
mie oder der Flutkatastrophe, Verlass. An der Seite 
und im Auftrag des Landes sorgt sie dafür, dass För-
derungen, Wiederaufbauhilfen und Finanzierungen 
bei den Betroffenen ankommen und schnell wirken.  

Wir wollen, dass die NRW.BANK weiterhin so erfolg-
reich für das Land Nordrhein-Westfalen, seine Bür-
gerinnen und Bürger, für Unternehmen und die Kom-
munen arbeiten und ihrer Schlüsselfunktion in vielen 
Handlungsfeldern gerecht werden kann. Um das zu 
erreichen, besteht aber im Hinblick auf das Gesetz 
über die NRW.BANK Modernisierungs- und Anpas-
sungsbedarf. 

So stammt der bisherige Katalog der Förderbereiche 
aus dem Jahr 2002 und bedarf einer Ergänzung auf-
grund aktueller Entwicklungen. Zum Beispiel sollen 
die Bereiche „Klimaschutz“ und „Klimafolgenanpas-
sung“ sowie „Digitalisierung“ nun Berücksichtigung 
im Gesetz finden.  

Mit dieser Gesetzesänderung wird die Möglichkeit 
aufgenommen, ausgewählte Aufgaben und Ge-
schäfte nun ausschließlich auf die NRW.BANK zu 
übertragen, die das Land bei der Wahrnehmung sei-
ner öffentlichen Aufgaben unterstützt. So können 
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Synergien genutzt und Kooperationen in zentralen 
Förderbereichen vereinfacht und bereitgehalten wer-
den. 

Dazu kommt, dass ab 2025 bestimmte Dienstleistun-
gen der NRW.BANK der Umsatzsteuerpflicht unter-
liegen würden, sofern die Ausschließlichkeit der 
Wahrnehmung dieser Aufgaben und Geschäfte nicht 
gesetzlich geregelt ist. Diese etwaige Umsatzsteuer-
pflicht wollen wir damit verhindern.  

Nach der intensiven Diskussion im Ausschuss wollen 
wir den eingebrachten Gesetzentwurf noch ergän-
zen. Mit dem vorliegenden Änderungsantrag von 
CDU, SPD und Grünen nehmen wir die Hinweise aus 
den Gesprächen auf und wollen Änderungen in § 3 
Abs. 7 vornehmen. Diese Anpassung regelt, dass bei 
einer Übertragung von Aufgaben und Geschäften 
per Rechtsverordnung auf die NRW.BANK zukünftig 
auch das Benehmen mit dem Haushalts- und Finanz-
ausschuss hergestellt werden muss. Hierdurch wol-
len wir die parlamentarische Mitwirkung stärken und 
dem Parlament die Gelegenheit zur Stellungnahme 
vor Inkrafttreten der jeweiligen Rechtsverordnung 
geben.  

Zum Thema „Änderungsanträge“, lieber Herr Kollege 
Witzel: Dafür, dass Sie in den Ausschusssitzungen 
gerne intensive Beratungen einfordern, kamen Ihre 
Änderungsanträge gestern Abend bzw. im Laufe des 
Tages doch recht spät. Wir hätten sicherlich auch im 
Ausschuss gerne noch einmal darüber diskutiert. 
Das war aber nicht mehr möglich. Ihren Änderungs-
anträgen können wir nach Durchsicht so nicht zu-
stimmen.  

Des Weiteren begrüßen wir mit dieser Gesetzesän-
derung den Abbau von Bürokratie hinsichtlich der 
Abführungspflicht bei Aufwandsentschädigungen für 
Mitglieder der Landesregierung. Zukünftig soll auto-
matisch nur bis zur zulässigen Höchstgrenze ausge-
zahlt werden, sodass eine Abführungspflicht gar 
nicht erst entsteht. Das ist eine deutliche Vereinfa-
chung in der Abwicklung.  

Zuletzt werden aufgrund veränderter bundesrechtli-
cher Rahmenbedingungen im Steuerberatungsge-
setz und in der Bundesrechtsanwaltsordnung Anpas-
sungen in den Gesetzen berufsständischer Versor-
gungswerke erforderlich, die im Geleit dieser Geset-
zesänderung vorgenommen werden. Durch diese 
Aktualisierung des Rechtsrahmens hinsichtlich der 
Mitgliedschaft in den jeweiligen Versorgungswerken 
verbessern wir die Stabilität und Risikostruktur des 
Systems sowie die Stellung der klassischen Berufs-
träger. 

Gleichzeitig geben wir mit der Gesetzesanpassung 
den Versorgungswerken die Möglichkeit, ihre Ver-
waltungsstrukturen und auch ihre Aufsichtsmecha-
nismen zu modernisieren. Ich halte dies aufgrund der 
gestiegenen Komplexität der Aufgaben und Anforde-
rungen ebenfalls für geboten. 

Somit ist es alles in allem ein gutes, zukunftsgerich-
tetes Gesamtpaket. Wir stimmen dem gerne zu. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Es 
folgt Kollege Stefan Zimkeit für die Fraktion der SPD. 

Stefan Zimkeit*) (SPD): Herr Präsident! Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Kollege Tigges hat die Aufgaben 
der NRW.BANK und die Inhalte des Gesetzentwurfs 
zustimmend zusammengefasst. Dann kann ich mir 
das sparen. Wichtig ist die angesprochene Umsatz-
steuerregelung, weil finanzieller Schaden für das 
Land entstehen würde, wenn wir das nicht machten. 
Deswegen ist das notwendig.  

Das andere ist vielleicht nicht notwendig, aber aus 
unserer Sicht sinnvoll. Wie gesagt, wir stimmen der 
Aktualisierung der Förderrichtlinien, der Förderzwe-
cke und gleichzeitig der Möglichkeit der Übertragung 
von Aufgaben zu. Wir haben von Anfang an in den 
Debatten deutlich gemacht, dass die parlamentari-
sche Beteiligung solcher Übertragungen für uns von 
zentraler Bedeutung ist, haben eine entsprechende 
Initiative gestartet und sind jetzt froh, dass es zu ei-
ner gemeinsamen Änderung kommt, die das klar-
stellt. Das macht es uns möglich, dem zuzustimmen.  

Die Änderungen der FDP-Fraktion zielen weitestge-
hend darauf ab, die Handlungsmöglichkeiten von 
NRW.BANK und Landesregierung zu beschneiden 
und zu beschränken. Wir sehen aber eher die Not-
wendigkeit, Möglichkeiten auszuweiten, wenn es um 
die Bekämpfung des Investitionsstaus geht. 

Wir kennen die Situation an Schulen, an Brücken, in 
Kitas und in vielen anderen Bereichen, über die wir 
diskutiert haben. Wir sind der Meinung, hier müssten 
wir weiter ins Gespräch kommen, um Möglichkeiten 
zu finden, in Zusammenarbeit mit der NRW.BANK et-
was gegen den Investitionsstau zu tun. Da brauchen 
wir eher mehr als weniger Handlungsmöglichkeiten 
und lehnen die FDP-Anträge deswegen ab. Dem Ge-
setzentwurf werden wir nach Annahme des gemein-
samen Änderungsantrags zustimmen. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und 
Raphael Tigges [CDU]) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen folgt nun die Kollegin Jule 
Wenzel. Bitte sehr. 

Jule Wenzel*) (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokrati-
schen Fraktionen! Wir debattieren heute in der zwei-
ten Lesung über Klarstellungen bei der Übertragung 
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ausgewählter Aufgaben und Geschäfte auf die 
NRW.BANK sowie über Änderungen für die berufs-
ständischen Versorgungswerke. 

Die NRW.BANK ist eine verlässliche Partnerin des 
Landes in struktur- und wirtschaftspolitischen Fel-
dern. Sie agiert als Förderbank im öffentlichen Auf-
trag des Landes wettbewerbsneutral. Ihre Tätigkeits-
bereiche umfassen beispielsweise die soziale Wohn-
raumförderung, Existenzgründungen oder land- und 
forstwirtschaftliche Maßnahmen. Sie leistet damit 
auch wichtige Beiträge in der Transformation zu ei-
ner klimaneutralen Zukunft.  

Wir leben in krisenbehafteten Zeiten. Die Herausfor-
derungen, die in den letzten Jahrzehnten an Bedeu-
tung gewonnen haben, führen in Teilen unserer Ge-
sellschaft zu tiefer Verunsicherung. Wenn wir der Kli-
makrise, der überalternden Gesellschaft und dem 
fehlenden Wohnraum entgegentreten wollen, dann 
können wir das nur gemeinsam mit allen gesell-
schaftlichen Akteur*innen tun.  

Umso wichtiger ist es, den Förderkatalog der Lan-
desbank entsprechend anzupassen. Konkret geht es 
hier um die Ergänzung der Felder „Bildung“, „Sport“ 
und „Digitalisierung“. Aber auch einer der zentralen 
Fragen unserer Zeit, nämlich der des Klimaschutzes 
und der Klimafolgenanpassung, wird Rechnung ge-
tragen, indem sie als Förderzweck aufgenommen 
wird. Für ein Gelingen der Transformation, für die Zu-
kunft unserer Kinder, unseres Planeten und unserer 
Wirtschaft brauchen wir nämlich eine gemeinsame 
Kraftanstrengung. 

Ganz zentral werden die Förderzwecke im Bereich 
der Wohnraumförderung angepasst. Wir alle wissen, 
dass der Wohnraum knapp ist, gerade für junge Fa-
milien, für Menschen mit Behinderung oder für Men-
schen, die von Armut betroffen sind. In die neuen 
Förderzwecke werden neben der öffentlichen Wohn-
raumförderung die Wohnungswirtschaft oder das 
Wohneigentum als eigene Zwecke aufgenommen. 
Das ist angesichts der angespannten Lage der rich-
tige Weg. Das schafft Transparenz und die Möglich-
keit, in diese wichtigen Zukunftsfelder zu investieren. 

(Beifall von den GRÜNEN und Romina Plons-
ker [CDU]) 

Weil es in der ersten Lesung angesprochen wurde: 
Selbstverständlich wird auch weiterhin die Entwick-
lung unserer Städte gefördert. 

Der vorliegende Gesetzentwurf schafft außerdem 
eine wichtige rechtliche Klarstellung. Mit der Möglich-
keit der vollständigen Übertragung von Aufgaben der 
Landesregierung auf die NRW.BANK werden den 
EU-rechtlichen Vorgaben zur Befreiung von der Um-
satzsteuer Genüge getan. Der neue § 2b Umsatz-
steuergesetz macht hier eine Änderung notwendig. 
Die Bereitstellung der Mittel erfolgt auch weiterhin 
aus dem Landeshaushalt. 

In ihrer Stellungnahme zur Anhörung des Haushalts- 
und Finanzausschusses zum Gesetzesentwurf hat 
die NRW.BANK außerdem festgestellt – ich zitiere 
mit Erlaubnis des Präsidenten –: 

„Da die Übertragung der Aufgaben per Rechts-
verordnung nur im Einvernehmen mit unserem 
Haus erfolgen kann und die Einzelheiten der Auf-
gabenübertragung weiterhin in Geschäftsbesor-
gungsverträgen geregelt werden, ist zudem si-
chergestellt, dass der Vorstand auch bezüglich 
dieser Aufgaben seinen Verpflichtungen nach 
§ 25a KWG in vollem Umfang nachkommen 
kann.“ 

So wurde auch in der Anhörung der vorliegende Ge-
setzentwurf im Ergebnis positiv bewertet. 

Und doch blieb in der ersten Lesung gerade die 
Übertragung von Geschäften auf die NRW.BANK 
durch Rechtsverordnung ein diskussionswürdiger 
Punkt. Herr Kollege Zimkeit hatte ein Interesse des 
Parlaments an der Übertragung angekündigt. Dem 
sind wir als regierungstragende Fraktionen gerne 
nachgekommen und haben das Angebot der SPD 
angenommen, einen gemeinsamen Änderungsan-
trag auf den Weg zu bringen. Ich freue mich, dass 
das heute gelungen ist. Mit einer Benehmensherstel-
lung im HFA tragen wir unserem gemeinsamen 
Wunsch nach Transparenz und Mitbestimmung des 
Parlaments Rechnung. 

Schlussendlich halten wir als regierungstragende 
Fraktionen eine Obergrenze für Vergütungen von 
Mitgliedern der Landesregierung – wie auch im Ge-
setzentwurf vorgeschlagen – nach wie vor für sinn-
voll. Zudem gehen wir mit der Sicherung der demo-
kratischen Mitbestimmung und der weiteren Moder-
nisierung der Versorgungswerke d'accord. Wir stim-
men diesem Gesetzentwurf gerne zu. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt für die Fraktion der FDP der Kollege Ralf 
Witzel. 

Ralf Witzel*) (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf beantragt die Landesregierung Ände-
rungen des Gesetzes über die landeseigene För-
derbank und führt dazu aus, sie sehe Modernisie-
rungs- und Anpassungsbedarf unter anderem auf-
grund bundesrechtlicher Entwicklungen. 

Ich sage Ihnen heute gerne erneut zu: Über die An-
wendung des § 2b Umsatzsteuergesetz können wir 
reden, wenn Sie die Gefahr sehen, dass ab 2025 
ohne eine Änderung für Dienstleistungen der landes-
eigenen Förderbank zu Unrecht eine Umsatzsteuer-
pflicht anfallen würde. Auf diesen Punkt beschränken 
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sich Ihre Änderungsvorstellungen aber leider aus-
drücklich nicht. Ihre Änderungen sind auch ansons-
ten nicht rein redaktioneller Natur. 

Interessant sind die schwarz-grünen Änderungen vor 
allem im Bereich des zukünftigen Auftrags des Lan-
desinstituts, also unterschiedliche Punkte, die Sie un-
ter § 3 „Aufgaben und Geschäfte“ anpassen wollen. 
So wollen Sie den Baubezug aus dem Auftrag der 
Förderbereiche streichen, obwohl in vielen Kommu-
nen ein realer Wohnungsmangel herrscht. Ein klas-
sisches Aufgabenfeld, das durch ein beträchtliches 
Wohnungsbauvermögen abgesichert ist, wird aufge-
weicht. 

Stattdessen wollen Sie die NRW.BANK zukünftig mit 
einer Reihe grüner Transformationsthemen befrach-
ten, um den Umbau von Wirtschaft und Gesellschaft 
voranzutreiben, ohne diesen zwingend aus dem ei-
genen Landeshaushalt zu finanzieren. Ihr neues 
NRW.BANK-Gesetz zeigt, dass Sie als Regierung 
der Förderbank durch die Beauftragungen, die Sie 
vornehmen, immer mehr politisch in deren Geschäft 
hineinfingern wollen. Wir als FDP-Landtagsfraktion 
sagen Ihnen: Bei der Bank gibt es exzellente Fach-
leute. Vertrauen Sie diesen mehr. Lassen Sie die 
Banker ihr Banking machen, und legen Sie Beschäf-
tigte nicht an eine zu kurze Leine. 

Wir sehen die immense Gefahr, dass Schwarz-Grün 
schon bald Aufwendungen im Landeshaushalt ein-
sparen könnte und Aufgaben an die NRW.BANK de-
legieren will, beispielsweise bei der Zuschussfinan-
zierung aus bankeigenen Mitteln, die Sie im Gesetz 
zukünftig als angeblich bankübliches Instrument ver-
ankern wollen. 

Sie verkaufen geplante Änderungen eher als einen 
Akt der Klarstellung rein redaktioneller Natur. Das ist 
es aber ausdrücklich nicht. Ich frage Sie: Was ist 
denn an der jetzigen Rechtslage korrekturbedürftig, 
wenn es doch nur darum gehen soll, dass Sie zu-
künftig das machen wollen, was auch bislang schon 
praktiziert wurde und offenkundig bis heute nicht 
rechtswidrig gewesen ist? 

Deshalb müssen Sie sich in Ihrer Argumentation 
schon entscheiden: Wollen Sie eigentlich – wie Sie 
uns erzählen – nur das machen, was Sie bislang ge-
tan haben? Dann braucht es die Gesetzesänderung 
in dem Punkt nicht. Oder wollen Sie sich hier doch 
erweiterte Handlungsspielräume verschaffen? Zu-
wendungen bei politisch beauftragten Projekten je-
denfalls hat die NRW.BANK auch bislang im Lan-
desauftrag gewährt und die Kosten dafür erstattet 
bekommen. 

Ihr neues Gesetz dient aus unserer Sicht eher als 
Einfallstor, um in einem zweiten Schritt auch die Sat-
zung der Bank mit schwarz-grüner Gremienmehrheit 
am Parlament vorbei ändern zu können. Sie bestrei-
ten diese Absicht – das haben Sie auch letzte Woche 
noch einmal gesagt, der Finanzminister im Haus-

halts- und Finanzausschuss – ebenso wie eine mög-
liche Umgehung des Ausschüttungsverbotes. 

Deshalb geben wir Ihnen heute einfach und transpa-
rent die Chance, für Klarheit zu sorgen. Wenn Sie die 
Sorgen der FDP-Landtagsfraktion für unberechtigt 
halten und, wie der Finanzminister sagt, eine Sat-
zungsänderung in dieser Wahlperiode gar nicht an-
streben, dann stimmen Sie doch gleich einfach unse-
ren Änderungsanträgen zu. Dann haben wir die 
Chance, hier zu einer breiten Verständigung zu kom-
men. Die NRW.BANK und ihre Kapitalsubstanz wer-
den derzeit nämlich gut durch ihre Satzung ge-
schützt.  

Wir schlagen Ihnen vor: Übernehmen Sie doch, 
wenn das alles Konsens ist und Sie gar nichts ändern 
wollen, die Regelungen der Satzung einfach ins Ge-
setz. Dann haben wir hier Verbindlichkeit geschaffen 
und müssen nicht mehr spekulieren, was von Regie-
rungsseite in Gremien, die schwarz-grün besetzt 
sind, zukünftig alles noch passieren könnte.  

Wenn Sie genau dies aber ablehnen, obwohl wir 
Ihnen nur vorschlagen, so vorzugehen, wie es die 
Satzung bislang vorschlägt, dann wirft dies umge-
kehrt natürlich Fragen auf. 

Ich will nicht verhehlen, dass wir an sich etwas miss-
trauisch sind, wenn wir uns den Umgang mit der 
NRW.BANK insgesamt anschauen. Sie haben vor 
wenigen Stunden einen Landeshaushalt beschlos-
sen, für den Sie 250 Millionen Euro aus der 
NRW.BANK entnehmen wollen. Sie wollen diesen 
dreistelligen Millionenbetrag einem strukturell unter-
finanzierten Landeshaushalt zuführen. Das haben 
wir intensiv erörtert. Sie kennen die Haltung der FDP-
Landtagsfraktion. Wir können einen rechtlich nach-
vollziehbaren Anspruch in Ihrem Vorgehen, den Sie 
begründen könnten, bis heute nicht erkennen. Wir 
betrachten diese Maßnahme als eine De-facto-Aus-
schüttung 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

ohne Rechtsgrund und glauben, das ist ein Thema, 
das sich die BaFin mit Blick auf den Umgang mit der 
Kapitalsubstanz der NRW.BANK einmal ansehen 
sollte.  

Das alles ist der Gesamtkontext, den wir uns an-
schauen, um zu sehen, wie die Regierung mit dem 
Institut verfährt. Wir werben für die Zustimmung zu 
unseren Änderungsanträgen. Dann haben wir mehr 
Klarheit. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Ebenso vielen 
Dank. – Das Wort hat jetzt Dr. Beucker für die AfD-
Fraktion. 
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Dr. Hartmut Beucker (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Verehrte Damen, geehrte Herren! Wir haben 
hier schon ausführlich debattiert, sowohl im Aus-
schuss als auch bei der ersten Lesung. Ich fasse das 
deswegen direkt am Anfang zusammen, zumal ich 
der letzte Redner vor der Regierung bin. 

Die Änderungen bei den berufsständischen Versor-
gungswerken sind notwendig, damit nur Berufsträger 
Mitglieder werden. 

Die Änderungen bei den Förderzwecken rufen bei 
uns zwar nicht so sehr Bedenken hervor wie bei der 
FDP, wir stimmen den Änderungsanträgen der FDP 
gleichwohl zu. 

Die Änderungen im Hinblick auf die Umsatzsteuer 
sind notwendig, weil sonst bei Leistungen zwischen 
Bank und Land Umsatzsteuer anfällt. Das muss un-
bedingt vermieden werden. 

Darum werden wir sowohl dem Gesetzentwurf als 
auch allen Änderungsanträgen zustimmen. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Landesregierung hat nun Minister Dr. Marcus 
Optendrenk das Wort. Bitte sehr. 

Dr. Marcus Optendrenk, Minister der Finanzen: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf, den 
wir hier im Plenum nun zum zweiten Mal beraten, ma-
chen wir die NRW.BANK zukunftsfest und fit für das 
21. Jahrhundert. Ich habe es bereits mehrfach be-
tont, zuletzt im Haushalts- und Finanzausschuss: Die 
NRW.BANK ist das Multifunktionswerkzeug der Lan-
desregierung. Als Förderbank unterstützt sie das Land 
bei struktur- und wirtschaftspolitischen Aufgaben und 
nimmt eine Schlüsselrolle in den Bereichen der Struk-
tur-, Wirtschafts-, Sozial- und Wohnraumpolitik ein. 

Den rechtlichen Rahmen und die Grundlage für ihr 
Wirken bildet dabei ein Gesetz von vor 20 Jahren, 
damals aufbauend auf der Verständigung II mit der 
EU. In diesen 20 Jahren haben sich die Anforderun-
gen, die sich an eine Förderbank eines Bundeslan-
des – zumal des größten Bundeslandes mit der größ-
ten Förderbank und dem größten Strukturverände-
rungsbedarf in Deutschland insgesamt – in unserer 
Wirtschaft stellen, weiter verändert und auch weiter-
entwickelt. 

Internationale Konflikte, die Folgen der Coronapan-
demie, die Transformation unserer Wirtschaft und In-
dustrie, der Strukturwandel mit Digitalisierung und 
künstlicher Intelligenz sind enorme Herausforderun-
gen, denen wir uns stellen müssen. Nordrhein-West-
falen ist davon – das haben wir mehrfach auch hier 
diskutiert – in besonderer Weise betroffen. 

Aber es bieten sich auch große Chancen. Umso 
mehr benötigen wir eine flexible und dynamische 
Förderbank. Dazu sind geringfügige, aber wirksame 
Anpassungen des Gesetzes notwendig. Klima-
schutz, Digitalisierung und international vereinbarte 
Förderprogramme sind wichtige Bereiche, um die der 
Förderkatalog jetzt im Einklang mit den europarecht-
lichen Vorgaben aktualisiert und ergänzt wird.  

Wir wollen die NRW.BANK noch stärker zu einem 
starken, verlässlichen und dynamischen Akteur bei 
der Transformation unseres Landes hin zu einer kli-
maneutralen und digitalen Wirtschaft machen. Dazu 
dienen auch die Personal- und Organisationsent-
scheidungen, die wir in den letzten Tagen in der Bank 
erlebt haben und die darauf ausgerichtet sind – ich 
habe es im HFA erläutert –, dass wir die Rahmenbe-
dingungen, die wir jetzt haben, mit Expertise, die in 
der Bank ist, und mit externen Impulsen so aufstel-
len, dass der Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen und 
den Bürgerinnen und Bürgern bestmögliche Unter-
stützung dabei gewährt werden kann. 

Ein weiteres Element des Gesetzentwurfs ist die Auf-
nahme einer Ermächtigungsgrundlage für Rechts-
verordnungen, mit der sichergestellt werden kann, 
dass Leistungen der NRW.BANK an das Land nach 
dem 31. Dezember 2024 nicht der Umsatzsteuer un-
terliegen. Das hängt zusammen mit dem eben schon 
angesprochenen § 2b UStG. Die vorgeschlagene 
Aufnahme der Ermächtigungsgrundlage ist die not-
wendige Reaktion auf die bundesrechtliche Neurege-
lung, die wiederum europarechtlichen Ursprung hat. 

Über alle anderen Regelungen haben wir in der ers-
ten Lesung hier im Plenum und auch im HFA mehr-
fach beraten. Ich bitte daher um Unterstützung des 
Gesetzentwurfs und um Unterstützung des weiteren 
Kurses einer Bank, die jedes Vertrauen verdient, die 
aber auch selbst Handlungsspielräume verdient. 

Lassen Sie mich etwas zu dem sagen, was die FDP 
hier mit den satzungsidentischen Anträgen zum Ge-
setz vorgelegt hat. Wenn Sie Vertrauen zum Vor-
stand und zu den Gremien der NRW.BANK haben, 
der größten Förderbank eines Landes in Deutsch-
land, einem Bankinstitut mit einer Bankvolllizenz, 
dann ist aus meiner Sicht völlig klar: Sie müssen 
nicht identische Regelungen in ein Gesetz schreiben, 
die in der Satzung enthalten sind, wenn ein Vorstand 
Organverantwortung hat, wenn eine Gewährträger-
versammlung Organverantwortung hat. Das ist dem 
Leitbild einer Bank alles andere als angemessen.  

Sie haben eben gesagt, dass wir Vertrauen haben 
sollen – und das haben wir – in die Organe der Bank, 
in die Vorstände und in die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter. Das konterkarieren Sie völlig mit diesem An-
trag, den Sie stellen. Das passt nicht zusammen. 

(Beifall von der CDU) 
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Wenn Sie die Frage stellen, was wir wirklich wollen, 
dann brauchen Sie eigentlich nur den Koalitionsver-
trag zu lesen. Wir können doch nicht im Ernst sagen, 
wir wollen ein klimaneutrales Industrieland werden, 
wir wollen im Sinne von Subsidiarität Förderung und 
Beratung aus diesem wirklich großartigen Förder-
institut Menschen, Banken und Unternehmen zu-
kommen lassen, und auf der anderen Seite sagen 
Sie: Na ja, aber das ist viel zu viel Veränderung und 
Politik, die machen das doch gut genug.  

Ja, die machen vieles sehr gut, aber die Herausfor-
derungen haben sich geändert. Sie als guter Kauf-
mann wissen: Wenn sich die Rahmenbedingungen 
des Marktes ändern, müssen Sie auch Ihr Portfolio 
überprüfen. Insofern wird dieses Portfolio erweitert. 
Zum Glück haben sich die Handlungsfähigkeiten in 
den letzten 20 Jahren bei dieser Bank in einer wun-
derbaren Weise so entwickelt, dass sie durch gutes 
Wirtschaften selbst viel mehr tun kann.  

Die Möglichkeiten einer Bank, die zu 100 % den Bürge-
rinnen und Bürgern des Landes gehört, dafür einzuset-
zen, dass die Transformation unserer Wirtschaft ge-
lingen kann, dass wir die Menschen mitnehmen kön-
nen, ist nichts, was den Haushalt ersetzen kann, son-
dern bei den Restriktionen, die der Haushalt weiter-
hin haben wird, werden wir andere marktwirtschaftli-
che Instrumente einer Förderbank einsetzen wollen.  

Es ist auch kein Geheimnis, wie wir das tun. Das al-
les können Sie nachverfolgen bis hin zum Parlamen-
tarischen Beirat, bis hin zu den Jahresabschlüssen, 
bis hin zu all dem, was hier im Gesetz angelegt ist. 
Insofern habe ich keine Sorge, dass wir mit großer 
Transparenz und hoffentlich großer Gemeinsamkeit 
die NRW.BANK noch schlagkräftiger machen. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Somit kommen wir zu insgesamt sechs Abstimmun-
gen, und zwar erstens über den Änderungsantrag 
der Fraktionen von CDU, SPD und Grünen Drucksa-
che 18/7397. Wer stimmt diesem Änderungsantrag 
zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, Grünen, 
CDU und AfD. Wer lehnt diesen Antrag ab? – Nie-
mand. Wer enthält sich? – Die Fraktion der FDP ent-
hält sich. Damit ist dieser Änderungsantrag Druck-
sache 18/7397 angenommen.  

Wir kommen zweitens zum Änderungsantrag der 
Fraktion der FDP Drucksache 18/7409. Wer stimmt 
diesem Änderungsantrag zu? – Die Fraktion der FDP 
und die Fraktion der AfD. Wer lehnt diesen Ände-
rungsantrag ab? – Die Fraktionen von CDU, SPD 
und Grünen. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht 
der Fall. Damit ist dieser Änderungsantrag Druck-
sache 18/7409 abgelehnt.  

Wir kommen drittens zum Änderungsantrag der 
Fraktion der FDP Drucksache 18/7410. Wer stimmt 
diesem Änderungsantrag zu? – Die Fraktionen von 
FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – Die Fraktio-
nen von Grünen und CDU. Wer enthält sich? – Die 
Fraktion der SPD. Damit ist auch dieser Änderungs-
antrag Drucksache 18/7410 abgelehnt.  

Wir kommen viertens zum Änderungsantrag der Frak-
tion der FDP Drucksache 18/7411. Wer stimmt die-
sem Änderungsantrag zu? – Die Fraktionen von FDP 
und AfD. Wer lehnt diesen Änderungsantrag ab? – Die 
Fraktionen von SPD, Grünen und CDU. Gibt es Ent-
haltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist dieser 
Änderungsantrag Drucksache 18/7411 abge-
lehnt.  

Wir kommen fünftens zu einem weiteren Änderungs-
antrag der Fraktion der FDP Drucksache 18/7412. 
Wer stimmt diesem Änderungsantrag zu? – Die Frak-
tionen von FDP und AfD. Wer lehnt diesen Ände-
rungsantrag ab? – Die Fraktionen von CDU, Grünen 
und SPD. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist auch dieser Änderungsantrag Druck-
sache 18/7412 abgelehnt.  

Sechstens. Wir kommen zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf Drucksache 18/5349. Der Haus-
halts- und Finanzausschuss empfiehlt in Drucksache 
18/7232, den Gesetzentwurf unverändert anzuneh-
men. Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf in der soeben geänderten Fassung 
und nicht über die Beschlussempfehlung. Wer 
stimmt diesem Gesetzentwurf zu? – Die Fraktionen 
von SPD, Grünen, CDU und AfD. Wer lehnt diesen 
Gesetzentwurf ab? – Das ist die Fraktion der FDP. 
Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit 
ist dieser Gesetzentwurf angenommen.  

Ich rufe auf: 

7 Abschiebestopp für Jesidinnen und Jesiden 
jetzt! – Landesregierung muss sofort handeln 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/7199 

Der Kollege Baran eröffnet die Aussprache für die 
Fraktion der SPD. Bitte sehr. 

Volkan Baran (SPD): Vielen Dank. – Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Anfang des Jahres 
haben die Ampelfraktionen gemeinsam mit der Uni-
onsfraktion die Verbrechen der Terrororganisation 
IS, die 2014 gegen Jesiden verübt worden sind, als 
Völkermord anerkannt – völlig zu Recht.  

(Beifall von der SPD und der CDU) 
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